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. AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 gultig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8§ 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

. VWGG § 28 heute

2. VwGG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwGG § 28 gultig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
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4. VwGG § 28 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 33/2013
5. VwWGG § 28 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
6. VWGG 8§ 28 gultig von 01.08.2004 bis 30.06.2008zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 89/2004
7. VwGG 8§ 28 gultig von 01.01.1991 bis 31.07.2004 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 330/1990
8. VwGG § 28 gultig von 05.01.1985 bis 31.12.1990
1. VWGG 8§ 34 heute
2. VwWGG 8 34 gultig ab 01.07.2021 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 2/2021
3. VWGG 8 34 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
4. VwGG 8§ 34 gultig von 01.03.2013 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 33/2013
5. VWGG § 34 gultig von 01.07.2008 bis 28.02.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
6. VWGG 8 34 gultig von 01.08.2004 bis 30.06.2008 zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 89/2004
7. VWGG 8 34 gultig von 01.09.1997 bis 31.07.2004 zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 88/1997
8. VWGG § 34 giiltig von 05.01.1985 bis 31.08.1997

Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatsprasident Dr. Pfiel sowie den Hofrat Dr. Plrgy und die
Hofratin Mag. Dr. Pieler als Richter, unter Mitwirkung des SchriftfUhrers Mag. Salama, Uber die Revision des A S,
vertreten durch Mag. Susanne Singer, Rechtsanwaltin in 4600 Wels, RingstraBe 9, gegen das Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichts vom 23. Mai 2024, W203 2279520-1/7E, betreffend eine Angelegenheit nach dem
AsylG 2005 (belangte Behorde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss
gefasst:

Spruch
Die Revision wird zurtickgewiesen.
Begriindung

1

Der Revisionswerber, ein syrischer Staatsangehoriger, stellte am 6. August 2022 einen Antrag auf internationalen
Schutz, welchen er im Wesentlichen damit begriindete, Syrien aufgrund des Krieges verlassen zu haben. Darlber
hinaus habe er seinen Militardienst bislang nicht abgeleistet.

2

Mit Bescheid vom 7. September 2023 wies das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) den Antrag des
Revisionswerbers hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten ab, erkannte ihm jedoch den Status
des subsidiar Schutzberechtigten zu und erteilte ihm eine befristete Aufenthaltsberechtigung.

3

Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht (BVwG) die gegen die Nichtzuerkennung des
Status des Asylberechtigten erhobene Beschwerde des Revisionswerbers - nach Durchfiihrung einer mindlichen
Verhandlung - als unbegrindet ab und sprach aus, dass die Revision gemaf Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig sei.Mit
dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht (BVwG) die gegen die Nichtzuerkennung des
Status des Asylberechtigten erhobene Beschwerde des Revisionswerbers - nach Durchfihrung einer mindlichen
Verhandlung - als unbegriindet ab und sprach aus, dass die Revision gemafR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig
sei.

Begrindend fihrte das BVwWG - soweit fiir den vorliegenden Fall wesentlich - aus, dass das Vorbringen des
Revisionswerbers hinsichtlich seiner politischen Aktivitaten nicht glaubhaft sei. Zudem befinde sich der Herkunftsort
des Revisionswebers, welchen er Gber den Landweg aus dem Irak erreichen kénne, ohne dabei mit dem syrischen
Regime in Kontakt zu treten, nicht unter der Kontrolle des syrischen Regimes und kénne dieses daher nicht auf ihn
zugreifen.

4
Gegen dieses Erkenntnis richtet sich die vorliegende auRRerordentliche Revision.

5

Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulassig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
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Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.Nach
Artikel 133, Absatz 4, B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuladssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

6

Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG
nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss zurtickzuweisen.Nach Paragraph 34, Absatz
eins, VWGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der Voraussetzungen des Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss zurtickzuweisen.

7

Nach § 34 Abs. 1a VWGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulassigkeit der Revision gemal

Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemal3 8 25a Abs. 1 VWGG nicht gebunden. Die
Zulassigkeit einer aulRerordentlichen Revision gemaf3 Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen
der dafir in der Revision vorgebrachten Griinde (8 28 Abs. 3 VWGG) zu Uberprufen.Nach Paragraph 34, Absatz eins

a, VWGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulassigkeit der Revision gemal3 Artikel 133, Absatz

4, B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemal3 Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG nicht gebunden. Die
Zulassigkeit einer aulRerordentlichen Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im
Rahmen der daflr in der Revision vorgebrachten Grinde (Paragraph 28, Absatz 3, VWGG) zu Uberprifen.

8

Die Revision bringt zur Begriindung ihrer Zulassigkeit zunachst vor, das BVwG sei von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes zur Begrundungspflicht abgewichen, weil es sich nicht hinreichend mit dem in der
Beschwerdeverhandlung erstatteten Vorbringen, der Revisionswerber werde von der PKK verfolgt, auseinandergesetzt
habe.

9

Der Verwaltungsgerichtshof hat zur Begrindungspflicht hinsichtlich der Erkenntnisse der Verwaltungsgerichte gemaf
8§ 29 VWGVG festgehalten, dass die Begrindung jenen Anforderungen zu entsprechen hat, die in der Rechtsprechung
zu den 88 58 und 60 AVG entwickelt wurden. Dies erfordert in einem ersten Schritt die eindeutige, eine
Rechtsverfolgung durch die Partei ermdglichende und einer nachprufenden Kontrolle durch die Gerichtshofe des
offentlichen Rechts zugangliche konkrete Feststellung des der Entscheidung zugrunde gelegten Sachverhaltes, in
einem zweiten Schritt die Angabe jener Griinde, welche die Behdrde im Falle des Vorliegens widerstreitender
Beweisergebnisse in Austibung der freien Beweiswurdigung dazu bewogen haben, gerade jenen Sachverhalt
festzustellen, und in einem dritten Schritt die Darstellung der rechtlichen Erwagungen, deren Ergebnisse zum Spruch
des Bescheides gefuhrt haben. Diesen Erfordernissen werden die Verwaltungsgerichte dann gerecht, wenn sich die
ihre Entscheidung tragenden Uberlegungen zum maRgeblichen Sachverhalt, zur Beweiswiirdigung sowie zur
rechtlichen Beurteilung aus der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung selbst ergeben (vgl. VWGH 6.6.2024,

Ra 2024/19/0231, mwN).Der Verwaltungsgerichtshof hat zur Begriindungspflicht hinsichtlich der Erkenntnisse der
Verwaltungsgerichte gemald Paragraph 29, VWGVG festgehalten, dass die Begriindung jenen Anforderungen zu
entsprechen hat, die in der Rechtsprechung zu den Paragraphen 58, und 60 AVG entwickelt wurden. Dies erfordert in
einem ersten Schritt die eindeutige, eine Rechtsverfolgung durch die Partei ermdglichende und einer nachprifenden
Kontrolle durch die Gerichtshofe des 6ffentlichen Rechts zugangliche konkrete Feststellung des der Entscheidung
zugrunde gelegten Sachverhaltes, in einem zweiten Schritt die Angabe jener Grinde, welche die Behdrde im Falle des
Vorliegens widerstreitender Beweisergebnisse in Austbung der freien Beweiswirdigung dazu bewogen haben, gerade
jenen Sachverhalt festzustellen, und in einem dritten Schritt die Darstellung der rechtlichen Erwagungen, deren
Ergebnisse zum Spruch des Bescheides geflihrt haben. Diesen Erfordernissen werden die Verwaltungsgerichte dann
gerecht, wenn sich die ihre Entscheidung tragenden Uberlegungen zum maRgeblichen Sachverhalt, zur
Beweiswirdigung sowie zur rechtlichen Beurteilung aus der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung selbst ergeben
vergleiche , VWGH 6.6.2024, Ra 2024/19/0231, mwN).

10

Soweit der Revisionswerber einen Begrindungsmangel geltend machen will, ist dem entgegenzuhalten, dass sich das



BVWG im Zuge seiner Beweiswurdigung mit dem Vorbringen, der Revisionswerber werde von der PKK verfolgt,
auseinandergesetzt hat und vertretbar davon ausgeht, dass dieses Vorbringen nicht glaubhaft sei. Es ist der Revision
weder gelungen, einen relevanten Begrindungsmangel aufzuzeigen, noch den beweiswirdigenden Erwagungen des
BVWwG Stichhaltiges entgegenzusetzen (zu dem im Revisionsverfahren fiir die Uberpriifung der Beweiswiirdigung
anzulegenden Mal3stab vgl. VWGH 15.10.2024, Ra 2024/19/0416, mwN).Soweit der Revisionswerber einen
Begrindungsmangel geltend machen will, ist dem entgegenzuhalten, dass sich das BVwG im Zuge seiner
Beweiswirdigung mit dem Vorbringen, der Revisionswerber werde von der PKK verfolgt, auseinandergesetzt hat und
vertretbar davon ausgeht, dass dieses Vorbringen nicht glaubhaft sei. Es ist der Revision weder gelungen, einen
relevanten Begrindungsmangel aufzuzeigen, noch den beweiswirdigenden Erwdgungen des BVwWG Stichhaltiges
entgegenzusetzen (zu dem im Revisionsverfahren fiir die Uberpriifung der Beweiswiirdigung anzulegenden MaRstab
vergleiche , VWGH 15.10.2024, Ra 2024/19/0416, mwN).

11

SchlieBlich richtet sich die Revision in ihrer Zuldssigkeitsbegrindung mit naherer Begriindung gegen die Feststellung
des BVwWG, dass dem Revisionswerber im Falle seiner Rickkehr in sein Herkunftsgebiet aktuell keine Verpflichtung zur
Absolvierung des Militérdienstes in der syrischen Armee drohe.

12

Voraussetzung fur die Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten ist nach§ 3 Abs. 1 AsylG 2005, dass dem
Asylwerber im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinn des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Fliichtlingskonvention (GFK),
also aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der
politischen Gesinnung, droht (vgl. VwGH 22.8.2024, Ra 2021/19/0389, mwN).Voraussetzung fur die Zuerkennung des
Status eines Asylberechtigten ist nach Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005, dass dem Asylwerber im Herkunftsstaat
Verfolgung im Sinn des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der Genfer Flichtlingskonvention (GFK), also aus Grinden der
Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung,
droht vergleiche , VWGH 22.8.2024, Ra 2021/19/0389, mwN).

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes stellt die Furcht vor der Ableistung des Militardienstes
bzw. der bei seiner Verweigerung drohenden Bestrafung im Allgemeinen keine asylrechtlich relevante Verfolgung dar,
sondern kénnte nur bei Vorliegen eines Konventionsgrundes Asyl rechtfertigen. Wie der Verwaltungsgerichtshof zur
moglichen Asylrelevanz von Wehrdienstverweigerung naher ausgefthrt hat, kann auch der Gefahr einer allen
Wehrdienstverweigerern bzw. Deserteuren im Herkunftsstaat gleichermalRen drohenden Bestrafung asylrechtliche
Bedeutung zukommen, wenn das Verhalten des Betroffenen auf politischen oder religidsen Uberzeugungen beruht
oder dem Betroffenen wegen dieses Verhaltens vom Staat eine oppositionelle Gesinnung unterstellt wird und den
Sanktionen - wie etwa der Anwendung von Folter - jede VerhaltnismaRigkeit fehlt. Unter dem Gesichtspunkt des
Zwanges zu volkerrechtswidrigen Militdraktionen kann auch eine ,bloRe" Gefangnisstrafe asylrelevante Verfolgung

sein.

Fehlt ein kausaler Zusammenhang mit einem oder mehreren Konventionsgriinden, kommt die Asylgewahrung nicht in
Betracht (vgl. zu allem nochmals VwGH Ra 2021/19/0389, mwN).Fehlt ein kausaler Zusammenhang mit einem oder
mehreren Konventionsgrinden, kommt die Asylgewahrung nicht in Betracht vergleiche , zu allem nochmals
VwGH Ra 2021/19/0389, mwN).

13

Im vorliegenden Fall zeigt die Revision nicht auf und ist auch nicht ersichtlich, dass der Revisionswerber in Bezug auf
die ihm drohende Einziehung zum Wehrdienst im Verfahren vor dem BFA oder im Beschwerdeverfahren ein
entsprechend begriindetes Vorbringen erstattet hatte, das einen kausalen Zusammenhang mit einem
Konventionsgrund im oben beschriebenen Sinn erkennen lasst.

Die Revision kann folglich die Relevanz der in diesem Zusammenhang behaupteten Verfahrensmangel nicht darlegen
(vgl. etwa VwGH 22.8.2024, Ra 2023/19/0113, mwN).Die Revision kann folglich die Relevanz der in diesem
Zusammenhang behaupteten Verfahrensmangel nicht darlegen vergleiche , etwa VwGH 22.8.2024,
Ra 2023/19/0113, mwN).

14
In der Revision werden somit keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsatzliche
Bedeutung zukame. Die Revision war daher gemal 8 34 Abs. 1 VWGG ohne weiteres Verfahren zuriickzuweisen.In der
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Revision werden somit keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG grundsatzliche
Bedeutung zukame. Die Revision war daher gemaR Paragraph 34, Absatz eins, VWGG ohne weiteres Verfahren
zurlckzuweisen.

Wien, am 16. Dezember 2024
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